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BUNDESARBEITSGERICHT

4 AZR 268/00 
12 (6) Sa 1223/99 
Landesarbeitsgericht 
Köln

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
20. Juni 2001

URTEIL
Freitag, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Beklagte, Berufungsbeklagte und Revisionsklägerin,

pp.

Klägerin, Berufungsklägerin und Revisionsbeklagte,

hat der Vierte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 20. Juni 2001 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Schliemann, die Richter am Bundesarbeitsgericht Dr. Friedrich und Dr. Wolter, den 

ehrenamtlichen Richter Sieger und die ehrenamtliche Richterin Scherweit-Müller für 

Recht erkannt:
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1. Die Revision der Beklagten gegen das Urteil des Landesar­
beitsgerichts Köln vom 4. Februar 2000 - 12 (6) Sa 
1223/99 - wird zurückgewiesen.

2. Die Beklagte hat die Kosten der Revision zu tragen.

Von Rechts wegen !

Tatbestand

Die Parteien streiten darüber, ob der Klägerin für 1999 bezahlte freie Tage als 

Arbeitszeitausgleich (sog. „Arbeitszeitverkürzungstage“ - „AZV-Tage“) zustehen. Die 

seit 15. September 1996 bei der Beklagten angestellte Klägerin hatte für 1996 keinen, 

für 1997 einen und für 1998 zwei Arbeitszeitverkürzungstage erhalten.

Die am 19. Mai 1966 geborene Klägerin ist seit dem 15. September 1996 bei 

der Beklagten in Vollzeit beschäftigt. Für das Arbeitsverhältnis gelten kraft beiderseiti­

ger Tarifgebundenheit der Manteltarifvertrag für die Arbeitnehmer/innen und Auszubil­

denden für die Systemgastronomie im Bundesverband der Systemgastronomie e.V. 

Bereich: Westdeutschland vom 6. November 1996, gültig ab 1. Juli 1996 (im folgenden: 

MTV) sowie der Entgelttarifvertrag für alle Arbeitnehmer/innen und Auszubildenden für 

die Systemgastronomie im Bundesverband der Systemgastronomie e.V. Bereich: 

Westdeutschland vom 21. August 1997, gültig ab 1. August 1997 (im folgenden: ETV).

§ 3 „Arbeits- und Ruhezeit“ MTV enthält ua. folgende Regelungen:

„1. Regelmäßige Arbeitszeit

Die Regelarbeitszeit, ausschließlich der Pausen, beträgt 
für vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmer/innen täglich 8 Stun­
den bzw. 40 Stunden wöchentlich bzw. 173 Stunden mo­
natlich. Für Teilzeitbeschäftigte gilt die jeweils vertraglich 
vereinbarte Arbeitszeit.

2. Arbeitszeitausgleich

Für alle vollzeitbeschäftigten Arbeitnehmer/innen ist je­
weils für zwei Beschäftigungsmonate ein bezahlter Aus­
gleichstag zu gewähren.
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Der jeweilige Arbeitszeitausgleich ist möglichst innerhalb 
eines halben Jahres vom Entstehen zu gewähren.

Die Bezahlung der zusätzlichen freien Tage erfolgt nach 
den Regeln für die Berechnung des Urlaubsentgelts (§ 9 
Ziffer 9 dieses Tarifvertrages).

Der jeweilige zusätzliche freie Tag kann nach Abstim­
mung mit dem/der Arbeitnehmer/in zeitlich geteilt werden.

Kann der Arbeitszeitausgleich wegen Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses ganz oder teilweise nicht gewährt 
werden, so ist er abzugelten.

Teilzeitbeschäftigte, die mindestens regelmäßig 18 Wo­
chenstunden tätig und sozialversicherungspflichtig sind, 
erhalten entsprechend ihrer einzelvertraglichen Arbeits­
zeit einen anteiligen Arbeitszeitausgleich. Teilkräfte, die 
nicht unter diese Regelung fallen, erhalten anstelle des 
Arbeitszeitausgleiches zusätzlich einen Urlaubstag pro 
Kalenderjahr (§ 9 Ziffer 2 dieses Tarifvertrages).

Arbeitszeit für Neueinstellungen ab 01.07.1996

a) Bei Neueinstellungen ab 01.07.1996 werden für 1996 
keine AZV-Tage gewährt.

1997 erhalten alle Arbeitnehmer/innen einen bezahlten 
Ausgleichstag.

1998 erhalten alle Arbeitnehmer/innen zwei bezahlte 
Ausgleichstage.

Beschäftigte, die nicht ein volles Kalenderjahr beschäf­
tigt sind, erhalten diese AZV-Tage anteilig.

Die Gewährung dieser AZV-Tage kann mit übertarifli­
chen Leistungen einzelvertraglich verrechnet werden.

b) Einzelvertraglich kann für Neueinstellungen ab 01. 07. 
1996 eine Jahresarbeitszeitvereinbarung vereinbart 
werden (maximal bis zu 2076 Stunden).

Mehrarbeit, die über die Obergrenze der Jahresar­
beitszeit von 2076 Stunden hinausgeht, ist mit 33 % 
Mehrarbeitszuschlag entweder auszuzahlen oder in 
Freizeit in gleicher Höhe abzugelten, und zwar nach 
Ablauf der jeweils vereinbarten Jahresarbeitszeit.

Der jeweilige Arbeitgeber hat ein Jahresarbeitszeit­
konto für den/die einzelne/in Arbeitnehmer/in zu füh­
ren, und zwar auf monatlicher Basis. Die Arbeitszeit­
unterlagen sind 2 Jahre aufzubewahren
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Für das Unternehmen D Gastronomie GmbH kann 
durch Gesamtbetriebsvereinbarungen von § 3, Punkt 
3 a) und b) dieses Tarifvertrages abgewichen werden.

Die Beklagte gewährte der Klägerin ab 1. Januar 1999 keine bezahlten Aus­

gleichstage mehr. Die Klägerin machte mit Schreiben vom 31. März 1999 gegenüber 

der Beklagten ihren Anspruch auf einen bezahlten Ausgleichstag für die ersten zwei 

Monate des Jahres 1999, aber auch für die Folgemonate geltend. Mit Schreiben vom 

9. April 1999 teilte die Beklagte der Klägerin mit, sie sei nach dem 1. Juli 1996 in das 

Unternehmen eingetreten, so daß sich aus § 3 Ziff. 3 MTV kein Anspruch auf AZV- 

Tage ab dem 1. Januar 1999 ergebe. Mit ihrer am 12. Mai 1999 beim Arbeitsgericht 

eingegangenen Klage verfolgt die Klägerin ihr Begehren weiter, für die vier Beschäfti­

gungsmonate Januar bis April 1999 zwei bezahlte Ausgleichstage von der Beklagten 

gewährt zu erhalten.

Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, § 3 Ziff. 3 Buchst, a MTV enthalte 

für Neueinstellungen seit dem 1. Juli 1996 nur eine bis zum 31. Dezember 1998 befri­

stete Sonderregelung, ab 1999 gelte daher für sie wie für alle Arbeitnehmer wieder § 3 

Ziff. 2 Abs. 1 MTV, wonach sie pro zwei Monate einen bezahlten Ausgleichstag zu be­

anspruchen habe. Dafür sprächen sowohl der Wortlaut des Tarifvertrages als auch die 

Tarifsystematik, aber auch die Tärifgeschichte.

Die Klägerin hat beantragt,

die Beklagte zu verurteilen, ihr für die ersten beiden Zwei- 
Monats-Zeiträume des Jahres 1999 zwei bezahlte Ausgleichs­
tage zu gewähren.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Sie hat die Auffassung 

vertreten, die Regelung in § 3 Ziff. 3 Buchst, a MTV sei für Neueinstellungen ab 1. Juli 

1996 abschließend und nicht befristet mit der Folge, daß ab 1999 jedenfalls bis zum 

Auslaufen des MTV kein AZV-Tag zu gewähren sei. Das ergebe sich aus der histori­

schen Entwicklung der tariflichen Bestimmungen.

Das Arbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat 

auf die Berufung der Klägerin das Urteil des Arbeitsgerichts abgeändert und die Be­

klagte verurteilt, der Klägerin für die ersten beiden Zwei-Monats-Zeiträume des Jahres 

1999 zwei bezahlte Ausgleichstage zu gewähren. Mit der vom Landesarbeitsgericht
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zugelassenen Revision erstrebt die Beklagte die Wiederherstellung des arbeitsgericht­

lichen Urteils. Die Klägerin beantragt, die Revision der Beklagten zurückzuweisen.

Entscheidunasaründe

Die Revision der Beklagten ist unbegründet. Mit Recht hat das Landesarbeits­

gericht die Klage als begründet angesehen. Die Klägerin hat Anspruch auf zwei be­

zahlte Ausgleichstage für die Zeit vom 1. Januar 1999 bis 30. April 1999.

I. Die Klage ist zulässig.

Die Klägerin durfte zulässig Leistungsklage auf Gewährung von zwei bezahl­

ten Ausgleichstagen ohne zeitliche Festlegung erheben. Der Streitgegenstand ist iSd. 

§ 253 Abs. 2 Nr. 2 ZPO hinreichend bestimmt. Denn die Klägerin begehrt zwei be­

zahlte Ausgleichstage für einen genau angegebenen Zeitraum - Januar bis einschließ­

lich August 1999 -. Es fehlt lediglich die Festlegung des Tages oder der Tage, für die 

die bezahlte Freistellung verlangt wird. Abgesehen davon, daß ein derartiger Antrag 

unzulässig geworden wäre, wenn die von der Klägerin etwa genannten Tage inzwi­

schen verstrichen wären, weil er dann auf eine unmöglich gewordene Leistung gerich­

tet ist und allenfalls als Antrag auf Feststellung des weiterbestehenden Anspruchs auf 

Gewährung von bezahlten Ausgleichstagen verstanden werden könnte, spricht § 3 

Ziff. 2 Abs. 2 MTV für die vorliegende Formulierung des Antrags. Nach dieser Bestim­

mung ist der jeweilige Arbeitszeitausgleich möglichst innerhalb eines halben Jahres 

vom Entstehen zu gewähren, so daß von daher auch eine nicht auf bestimmte Tage 

bezogene Leistungsklage als zulässig anzusehen ist. Jedenfalls sind Leistungsklagen 

auf Gewährung einer bestimmten Anzahl von Urlaubstagen zulässig, ohne daß ein 

bestimmter in der Zukunft liegender Zeitraum angegeben ist (BAG 25. November 1982 

- 6 AZR 1254/79 - BAGE 40, 379; 7. November 1985 - 6 AZR 62/84 - BAGE 50, 112).

II. Die Klage ist auch begründet.

1. Für das Arbeitsverhältnis gelten kraft beiderseitiger Tarifgebundenheit der 

MTV und die übrigen Tarifverträge für die Systemgastronomie im Bundesverband der 

Systemgastronomie e.V.
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2. Der Anspruch der Klägerin auf die geforderten Ausgleichstage ergibt sich aus 

§ 3 Ziff. 2 Abs. 1 MTV. Die Klägerin ist vollzeitbeschäftigte Arbeitnehmerin. Ihr sind 

daher für jeweils zwei Beschäftigungsmonate ein bezahlter Ausgleichstag zu gewäh­

ren, mithin für den Zeitraum Januar bis April 1999 einschließlich zwei Ausgleichstage.

3. Die Regelung des § 3 Ziff. 3 Buchst, a MTV führt zu keinem anderen Ergeb­

nis. Das hat das Landesarbeitsgericht zutreffend angenommen.

a) Die Klägerin fällt zwar unter § 3 Ziff. 3 „Arbeitszeit für Neueinstellungen ab 

01.07.1996“. Denn sie ist ab 15. September 1996 bei der Beklagten beschäftigt. Sie 

hatte daher nach § 3 Ziff. 3 Buchst, a MTV für 1996 keinen Anspruch auf Arbeitszeit­

verkürzungstage (AZV-Tage). Für 1997 hatte sie einen Arbeitszeitverkürzungstag, für 

1998 zwei Arbeitszeitverkürzungstage zu beanspruchen. Für das Jahr 1999 und die 

folgenden Jahre enthält § 3 Ziff. 3 Buchst, a MTV keine Regelung. Die Beklagte 

schließt daraus, daß die Tarifvertragsparteien ab dem Jahre 1999 den ab 1. Juli 1996 

neu eingestellten Arbeitnehmern/innen keine Arbeitzeitverkürzungstage mehr zuge­

standen haben, während die Klägerin auf § 3 Ziff. 2 Abs. 1 MTV als den allgemeinen 

Grundsatz abstellt, ihr sonach wie allen anderen vollzeitbeschäftigten Arbeitneh­

mern/innen jeweils für zwei Beschäftigungsmonate ein bezahlter Ausgleichstag zu ge­

währen ist.

b) Die Auslegung des normativen Teils eines Tarifvertrages folgt nach ständiger 

Rechtsprechung den für die Auslegung von Gesetzen geltenden Regeln. Danach ist 

zunächst vom Tarifwortlaut auszugehen, wobei der maßgebliche Sinn der Erklärung zu 

erforschen ist, ohne am Buchstaben zu haften. Bei einem nicht eindeutigen Tarifwort­

laut ist der wirkliche Wille der Tarifvertragsparteien mitzuberücksichtigen, soweit er in 

den tariflichen Normen seinen Niederschlag gefunden hat. Abzustellen ist stets auf den 

tariflichen Gesamtzusammenhang, weil dieser Anhaltspunkte für den wirklichen Willen 

der Tarifvertragsparteien liefert und nur so Sinn und Zweck der Tarifnorm zutreffend 

ermittelt werden können. Läßt dies zweifelsfreie Auslegungsergebnisse nicht zu, dann 

können die Gerichte für Arbeitssachen ohne Bindung an eine Reihenfolge weitere Kri­

terien wie die Entstehungsgeschichte des Tarifvertrages, ggf. auch die praktische Ta­

rifübung ergänzend hinzuziehen. Auch die Praktikabilität denkbarer Auslegungsergeb­

nisse ist zu berücksichtigen; im Zweifel gebührt derjenigen Tarifauslegung der Vorzug, 

die zu einer vernünftigen, sachgerechten, zweckorientierten und praktisch brauchbaren 

Regelung führt (vgl. zB Senat 5. Oktober 1999 - 4 AZR 578/98 - AP TVG § 4 Ver-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


dienstsicherung Nr. 15 = EzA TVG § 4 Verdienstsicherung Nr. 8, zu 12 a der Gründe). 

Daran ist entgegen der Auffassung des Landesarbeitsgerichts deswegen festzuhalten, 

weil der Tarifvertrag seiner Wirkung nach dem Gesetz gleich steht. Er gilt bei Tarifge­

bundenheit unmittelbar und zwingend, § 4 Abs. 1 Satz 1 TVG. Es ist auf den Willen der 

Tarifvertragsparteien abzustellen, wenn er in Wortlaut und Systematik zum Ausdruck 

gekommen ist. Nur auf den so erkennbaren Willen der Tarifvertragsparteien kommt es 

an.

aa) Nach dem Landesarbeitsgericht ist die Neuregelung an Hand des Wortlauts 

unergiebig. Zu § 3 MTV sei nicht ausdrücklich geregelt, ob ab 1. Juli 1996 neu einge­

stellte Arbeitnehmer auch für 1999 Ausgleichstage erhalten sollten oder nicht. Das 

Landesarbeitsgericht hat weiter ausgeführt, der Grundsatz der tariflichen Regelung 

finde sich in § 3 Ziff. 2 MTV. Dieser gehe dahin, daß „für alle vollzeitbeschäftigten Ar- 

beitnehmer/innen jeweils für zwei Beschäftigungsmonate ein bezahlter Ausgleichstag 

zu gewähren“ sei. Davon mache § 3 Ziff. 3 für Neueinstellungen ab 1. Juli 1996 eine 

Ausnahme des Inhalts, daß Arbeitnehmer für 1996 keinen AZV-Tag erhielten, 1997 

einen und 1998 zwei. Was mit 1999 und den Jahren danach geschehe, sei nicht aus­

drücklich geregelt. Dies bedeute aber nicht, daß ab 1999 AZV-Tage nicht mehr ge­

währt werden sollten. Vielmehr sei nach dem Wortlaut des Tarifvertrages und nach 

seinem Aufbau davon auszugehen, daß mit Ablauf des Jahres 1998 die - zeitlich befri­

stete - Ausnahmeregelung für Neueingestellte ende. Sonst hätte es im Tarifvertrag 

etwa heißen müssen (entsprechend wie für 1997): „Ab 1999 werden keine AZV-Tage 

mehr gewährt“. Gerade dies sei nicht geschehen. Die Richtigkeit dieser Auslegung 

werde dadurch bestätigt, daß § 3 Ziff. 3 MTV eine Steigerung der Ausgleichstage nach 

dem völligen Wegfall im Jahre 1996 für 1997 und 1998 vorsehe. Sie dann ab 1999 

wieder vollständig wegfallen zu lassen, stellte einen systematischen und logischen 

Bruch dar, der nicht plausibel zu erklären sei. Die Entstehungsgeschichte des Tarifver­

trages stehe dem nicht entgegen. Es möge sein, daß die tarifschließende Gewerk­

schaft NGG bei den Redaktionsverhandlungen vorgeschlagen habe, § 3 Ziff. 3 

Buchst, a MTV noch um den Passus „ab 1999 zwei AZV-Tage“ zu ergänzen, und dies 

dann ersatzlos gestrichen worden sei. Selbst wenn dieser Vortrag der Beklagten zu­

treffe, lasse sich daraus für die Auslegung des Tarifvertrages nichts herleiten. Die Ta­

rifgeschichte könnte nur dann zur Auslegung mit herangezogen werden, wenn nach 

den sonstigen Auslegungskriterien Zweifel am Inhalt der tariflichen Regelung blieben. 

Dies sei nicht der Fall. Das gelte auch für Sinn und Zweck von § 3 MTV, der dahinge­

he, Neueinstellungen zu fördern. Dies könne auch durch eine zeitweise Absenkung der
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tariflichen Leistungen geschehen. Eine solche befristete Absenkung des Niveaus der 

tariflichen Leistungen sei sinnvoll und interessengerecht angesichts der Tatsache, daß 

sich die Tarifvertragsparteien nicht hätten auf eine verbindliche Zusage von Neuein­

stellungen verständigen können. Angesichts dessen sei es nur logisch, daß die NGG 

sich auf eine unbefristete Absenkung des Tarifniveaus nicht habe einlassen wollen.

bb) Das erweist sich jedenfalls im Ergebnis entgegen der Auffassung der Revision 

als zutreffend.

(1) Die Revision räumt ein, § 3 Ziff. 2 und § 3 Ziff. 3 MTV stünden nach ihrem 

Wortlaut im Regel-Ausnahme-Verhältnis. Sie meint indes, die Ausnahme sei nicht die 

Regelung des Arbeitszeitausgleichs für die Jahre 1996, 1997 und 1998 für Arbeitneh- 

mer/innen, die ab dem 1. Juli 1996 neu eingestellt worden seien, sondern die Ausnah­

me sei die „Arbeitszeit“ als solche für Arbeitnehmer/innen, die ab dem 1. Juli 1996 neu 

eingestellt worden seien. Dies ergebe sich bereits aus der Überschrift des § 3 Ziff. 3 

MTV. Diese sei weitergehend als die Überschrift in § 3 Ziff. 2 MTV. Während Ziff. 2 das 

Wort „Arbeitszeitausgleich“ beigegeben sei, regele Ziff. 3 „Arbeitszeit für Neueinstel­

lungen ab 01.07.1996“. Die Revision räumt weiter ein, in Ziff. 3 sei der Gesamtkom­

plex, also regelmäßige Arbeitszeit und Arbeitszeitausgleich für ab 1. Juli 1996 einge­

stellten Arbeitnehmer/innen abschließend geregelt, meint aber, das Landesarbeitsge­

richt habe seine Überlegung nicht konsequent zu Ende geführt, weil es dann eben ab 

1999 keine AZV-Tage für die ab 1. Juli 1996 eingestellten Arbeitnehmer/innen mehr 

gebe.

Dem ist nicht zu folgen. Daran ändert auch der Hinweis der Revision auf § 3 

Ziff. 3 Buchst, b MTV nichts. Danach ist einzelarbeitsvertraglich die Vereinbarung einer 

Jahresarbeitszeit von maximal 2076 Stunden möglich bei den ab 1. Juli 1996 Neuein­

gestellten. Die Revision folgert daraus, daß mit der Vereinbarung einer Jahresarbeits­

zeit „die Frage des Arbeitszeitausgleiches an sich obsolet wird“. Das ist nicht nachvoll­

ziehbar. Denn wenn eine Jahresarbeitszeit von 2076 Stunden vereinbart wird, ent­

spricht das genau der Jahressumme der monatlichen Regelarbeitszeit des § 3 Ziff. 1 

MTV. Warum dann der Arbeitszeitausgleich „an sich obsolet“, „die Gewährung von 

AZV-Tagen nicht mehr nötig“ sein soll, bleibt unklar. Es macht insoweit keinen Unter­

schied, ob von einer monatlichen oder einer Jahresarbeitszeit ausgegangen wird. Die 

Frage der Arbeitszeitverkürzung, der mit den bezahlten Ausgleichsta- 

gen/Arbeitszeitverkürzungstagen Rechnung getragen werden sollte, stellt sich auch bei 

einer Jahresarbeitszeit, die auf der Basis der bisherigen Monatsarbeitszeit hochge-
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rechnet wurde. Daß diese Mitarbeiter/innen mit einer vereinbarten Jahresarbeitszeit 

nicht an der Arbeitszeitverkürzung teilhaben sollten, ergibt sich aus der tariflichen Re­

gelung nicht: § 3 Ziff. 3 Buchst, a MTV regelt diesen Punkt. Wird weniger vereinbart, 

gilt nichts anderes. Es ist dann § 3 Ziff. 2 Abs. 5 MTV heranzuziehen, nach dem § 3 

Ziff. 3 Buchst, a Abs. 4 MTV lediglich eine Regelung für die Arbeitnehmer trifft, die nicht 

ein volles Kalenderjahr beschäftigt sind. Danach erhalten die Teilzeitbeschäftigten in 

der Regel einen anteiligen Arbeitszeitausgleich. Deshalb kann auch nicht davon aus­

gegangen werden, § 3 Ziff. 3 Buchst, a MTV habe „ausschließlich dazu“ gedient, „in 

einem gewissen, abgrenzbaren Zeitraum unter Berücksichtigung erworbener Betriebs­

zugehörigkeiten eine Gleichstellung mit „Alt-Arbeitnehmern“ herbeizuführen“, da von 

vornherein davon auszugehen gewesen sei, daß unmittelbar mit Geltung der tariflichen 

Vorschrift, dh. mit dem 1. Juli 1996 - ggf. rückwirkend - Jahresarbeitszeiten mit neu 

eingestellten Arbeitnehmern individuell vereinbart würden. Das leuchtet in keiner Weise 

ein. Die Staffel steigt von Null auf zwei AZV-Tage und bricht dann ab, nach der Be­

klagten wieder auf Null. Das macht auf dem Hintergrund der Vorstellungen der Be­

klagten keinen Sinn. Wer ab 1. Juli 1996 eintritt, bekommt zunächst keinen, dann ei­

nen, dann zwei AZV-Tage. Wer 1998 eintritt, erhält zwei AZV-Tage trotz geringerer 

Betriebszugehörigkeit als die Arbeitnehmer/innen, die bereits ab 1. Juli 1996 eingetre­

ten sind. Wenn dann ab 1. Januar 1999 die AZV-Tage völlig entfallen sollen, leuchtet 

das nicht ein, zumal die AZV-Tage-Regelung nicht von der Vereinbarung einer Jah­

resarbeitszeit abhängig gemacht worden ist. Es ist nicht einsichtig, warum Arbeitneh­

mer/innen, wenn sie rechtzeitig eine Jahresarbeitszeit vereinbaren, noch an der Staffel 

teilhaben sollen, wovon wohl auch die Beklagte ausgeht, während Arbeitnehmer/innen, 

die das erst ab 1. Januar 1999 tun, leer ausgehen sollen.

(2) Der Revision kann darin gefolgt werden, daß sich § 3 Ziff. 3 Buchst, a Abs. 4 

und Abs. 5 MTV nur auf die Absätze 2 und 3 bezieht. Die allgemeine Regelung ergibt 

sich aus § 3 Ziff. 2 MTV. § 3 Ziff. 3 Buchst, a MTV mag im Zusammenhang mit der 

eingeführten Möglichkeit der Schaffung von Jahresarbeitszeitkonten zu sehen sein. 

Werden solche eingerichtet, soll nach Auffassung der Revision die Gewährung von 

AZV-Tagen nicht mehr nötig sein. Das wäre nur dann so, wenn bei der Festlegung der 

Jahresarbeitszeit die Arbeitszeitverkürzung bei vollem Lohnausgleich berücksichtigt 

worden wäre. Das ist aber nicht der Fall, nachdem § 3 Ziff. 3 Buchst, b MTV von ma­

ximal 2076 Stunden ausgeht, was der in § 3 Ziff. 1 MTV festgelegten monatlichen Ar­

beitszeit von 173 Stunden entspricht.
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c) Nach § 3 Ziff. 3 Buchst, b Abs. 4 MTV kann für die Beklagte durch Gesamtbe­

triebsvereinbarungen von § 3 Ziff. 3 Buchst, a und Buchst, b des MTV abgewichen 

werden. Das haben die Betriebsparteien indes nicht getan.

aa) In der Gesamtbetriebsvereinbarung vom 30. Oktober 1996 ist unter Ziff. VII 

„Zusätzlicher Freizeitausgleich“ Nr. 1 festgehalten, daß vollzeitbeschäftigte Mitarbei- 

ter/innen mit einer monatlichen Arbeitszeit von 173 Stunden „gemäß Überleitungs- 

Tarifvertrag“ pro Kalenderjahr acht freie Tage (68 Stunden) erhalten. Der Überleitungs- 

Tarifvertrag vom 23. Februar 1996 sieht unter B. „Manteltarifvertragliche Regelung“ 

vor:

„Für alle Arbeitnehmer/innen, die am 31.12.1995 Mitarbeiter der 
D/Grillpfanne waren, gelten folgende Besitzstands- und Über­
leitungsregelungen:

1. Arbeitszeit/Arbeitszeitausgleich:

Die Arbeitszeit bzw. der Arbeitszeitausgleich wird abwei­
chend vom MTV BdS wie folgt geregelt:

1.1. D alt Vollzeit:

1996: 173 Stunden bei AZ-Ausgleich gemäß jeweils 
geltender GBV AZ-Ausgleich

1997: 173 Stunden bei AZ-Ausgleich gemäß jeweils 
geltender GBV AZ-Ausgleich

1998: 173 Stunden bei AZ-Ausgleich gemäß jeweils 
geltender GBV AZ-Ausgleich

Teilzeit (alle Mitarbeiter unter Vollzeit) entsprechend
anteilig.

In der Gesamtbetriebsvereinbarung vom 12. Dezember 1997, in kraft ab 

1. Januar 1998 ist diese Regelung unter VI.1 beibehalten worden. In der Gesamtbe­

triebsvereinbarung vom 23. Oktober 1998 heißt es unter Ziff. II. „Rahmenarbeitszeit“ 

ua.:

„Die tarifliche Jahresarbeitszeit beträgt 2076 Stunden, was ei­
ner durchschnittlichen Monatsarbeitszeit von 173 Stunden ent­
spricht.

Die Jahresarbeitszeit verkürzt sich um den tariflichen Arbeits­
zeitausgleich (Verfügungstage) gemäß Manteltarifvertrag BdS 
(§ 3 Punkt 2 und Punkt 3 a ) ...).

-11  -
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Unter IV. „Rahmenfreizeitregelung“ heißt es:

„Grundsätzlich plant der Mitarbeiter seine Freizeit selbst und 
meldet diese entsprechend den Planungsrhythmen beim Re­
staurantmanager an:

- Urlaubstage jährlich

- Verfügungstage, soweit anspruchsberechtigt, je Quartal

- die übrige Freizeit kann der Mitarbeiter rollierend festlegen, 
alternativ hat er die Möglichkeit, die freien Tage individuell

- möglichst für ein Quartal, mindestens aber monatlich festzule­
gen.

Diese Gesamtbetriebsvereinbarung ist vor dem Hintergrund des „Tarifvertrag 

zur Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit und Beschäftigung“ vom 15. Oktober 1998 zu 

sehen, eines auf die Beklagte bezogenen Verbandstarifvertrages, nach dessen § 5 

Ziff. 3 die Beklagte für die Mitarbeiter/innen einzelvertraglich eine Jahresarbeitszeit iSv. 

§ 3 Ziff. 3 Buchst, a und Buchst, b des MTV einführt, wozu die Gesamtbetriebsverein­

barung über die betriebliche Arbeitszeit und Freizeitregelung vom 12. Dezember 1997 

neu geregelt wird.

bb) Die Revision meint nun, in der Gesamtbetriebsvereinbarung vom 23. Oktober 

1998 über die betriebliche Arbeitszeit- und Freizeitregelung hätten die Betriebsparteien 

unter II Abs. 2 für die Beklagte einen Arbeitszeitausgleich geregelt, der sich nach dem 

MTV habe bestimmen sollen. Wenn § 3 Ziff. 3 Buchst, a tatsächlich in dem vom Lan­

desarbeitsgericht vertretenen Sinne zu verstehen sei, so stelle sich die Frage nach 

dem Sinn des Verweises der Betriebsparteien auf den Tarifvertrag. Wenn diese eben­

falls davon ausgegangen wären, daß ab 1. Januar 1999 § 3  Ziff. 3 Buchst, a MTV 

überhaupt keine Bedeutung und auch keinen Anwendungsbereich mehr habe, habe es 

mehr als nahegelegen, ausschließlich auf § 3 Ziff. 2 MTV zu verweisen als der nach 

dieser Auffassung ohnehin einzigen Bestimmung des MTV über den Arbeitszeitaus­

gleich ab 1999. Gerade dies sei nicht geschehen. Vielmehr hätten die Betriebsparteien 

auf beide im MTV enthaltenen Regelungen zum Arbeitszeitausgleich verwiesen. Die 

unterschiedliche Rechtsfolge für vor und nach dem 1. Juli 1996 eingestellte Arbeitneh­

mer sei daher nicht nur bewußt gewesen, sondern auch bewußt in Kauf genommen 

worden. Selbst wenn die abstrakte Regelung in § 3 Ziff. 2 und 3 MTV in dem vom Lan­

desarbeitsgericht vertretenen Sinne als solche zu verstehen sein sollte, so bedeute 

dies nicht, daß auch die Betriebsparteien diese Auslegung für den Inhalt der Gesamt-
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betriebsvereinbarung vom 23. Oktober 1998 hätten zugrunde legen wollen. Andernfalls 

hätten sie schlichtweg auf § 3 Ziff. 2 MTV verwiesen. Dies hätten sie gerade nicht ge­

tan. Der Verweis auf beide Regelungen zeige, daß die Unterscheidung zwischen Ar­

beitnehmern, die vor und nach dem 1. Juli 1996 in das Unternehmen der Beklagten 

eingetreten seien, für die Gesamtbetriebsvereinbarung ab 1999 auf jeden Fall habe 

gelten sollen mit der Folge, daß erstere ab 1999 einen Anspruch auf sechs AZV-Tage 

oder Teilzeitkräfte anteiligen Anspruch und letztere überhaupt keinen Anspruch hätten.

cc) Das ist schon deswegen nicht richtig, weil sich die tarifvertragliche Öffnungs­

klausel des § 3 Ziff. 3 Buchst, b Abs. 4 MTV lediglich auf Ziff. 3 Buchst, a und 

Ziff. 3 Buchst, b bezieht und die tarifliche Öffnungsklausel in § 5 Ziff. 3 des Tarifvertra­

ges vom 15. Oktober 1998 lediglich eine Jahresarbeitszeit für alle Mitarbeiter ermög­

licht, nicht aber eine Abweichung von § 3 Ziff. 2 MTV. Das bedeutet, daß es bei § 3 

Ziff. 2 MTV verbleibt und der Hinweis auf Ziff. 3 a) insoweit ins Leere geht, als für die 

ab 1. Juli 1996 eingetretenen bzw. dann für alle Arbeitnehmer allenfalls eine reduzierte 

Arbeitszeit bei vollem Lohnausgleich denkbar wäre, wofür aber nichts vorgetragen und 

ersichtlich ist. Der Hinweis auf die Gesamtbetriebsvereinbarung vom 23. Oktober 1998 

hilft also nicht weiter.

dd) Die Revision greift die Auffassung des Landesarbeitsgerichts an, gerade aus 

der aufsteigenden Gewährung von AZV-Tagen für die einzelnen Jahre ergebe sich der 

Zweck der Tarifnorm. Der konkrete Regelungszweck erschließe sich dahin, daß eine 

langsame Anpassung der Arbeitsverhältnisse der neu eingestellten Arbeitnehmer/innen 

an das bisherige finanzielle Belastungsniveau habe eintreten sollen. Begleitet werde 

dies durch eine gestiegene Flexibilisierung der Arbeitszeit für Neueingestellte. Dem 

entspreche es auch, daß gerade 1996 und in den Folgejahren eine besonders starke 

wirtschaftliche Belastung der Beklagte existiert habe.

Sie hält dem wieder die Darstellung entgegen, die Gesamtbetriebsvereinba­

rung vom 23. Oktober 1998 enthalte unter Ziff. II eine Regelung dahingehend, daß sich 

die Jahresarbeitszeit gemäß § 3 Ziff. 2 und 3 Buchst, a MTV verkürze, womit es an der 

Notwendigkeit fehle, Freizeitausgleich zu schaffen, da die Ausgleichstage unmittelbar 

in die Jahresarbeitszeit einflössen. § 3 Ziff. 3 Buchst, a MTV sei daher nur als eigen­

ständige Regelung zu begreifen. Demgegenüber ist darauf hinzuweisen, daß § 3 Ziff. 2 

MTV gesamtbetriebsvereinbarungsfest ist, eine Abweichung davon insoweit nicht zu­

lässig ist. Im übrigen hat die Beklagte in keiner Weise vorgetragen, daß die Jahresar­

beitszeit tatsächlich bei vollem Lohnausgleich um sechs Tage = 48 Stunden verkürzt
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wurde. Vielmehr kann die Regelung auch so gelesen werden, daß sich die im Tarifver­

trag vorgesehene Arbeitszeit um die zu gewährenden bezahlten Ausgleichstage der 

Sache nach verkürzt. Daran ändert auch nichts das von der Beklagten eingebrachte 

Argument, die Tarifvertragsparteien hätten nicht nur an die Schaffung von Arbeitsplät­

zen bis zum 31. Dezember 1998 gedacht, sondern seien von einer dauerhaften Ver­

mehrung dieser Stellen ausgegangen. Wenn dem so wäre, so macht die Gewährung 

von Ausgleichstagen für ab 1. Juli 1996 Eingetretene gar keinen Sinn. Es gibt keine 

Anhaltspunkte dafür, diese Ausgleichstage ab 1999 vorzuenthalten oder ab 1. Januar 

1999 Eingestellten überhaupt keine Ausgleichstage mehr zu gewähren. Vielmehr 

spricht alles dafür, rückwirkend ab 1. Juli 1996 für das Jahr 1996 Erleichterungen zu 

schaffen, die dann abgestuft per 1. Januar 1999 auslaufen sollten.

Dem kann nicht mit Erfolg entgegengehalten werden, die Gerichte hätten Ta­

rifnormen nur auf ihre Rechtmäßigkeit und nicht auf ihre Zweckmäßigkeit zu überprü­

fen. Denn es geht nicht um die Frage der Unwirksamkeit von Tarifnormen, sondern um 

die Auslegung von Tarifnormen, bei der nach der ständigen Rechtsprechung des Se­

nats einer Auslegung der Vorzug einzuräumen ist, die zu einer vernünftigen, sachge­

rechten, zweckorientierten und praxisnahen Regelung führt. Das ist bei dem Verständ­

nis des § 3 Ziff. 3 Buchst, a als abgestufte zeitbegrenzte Reduzierung der AZV-Tage 

der Fall.

ee) Die Beklagte stellt weiter darauf ab, die Tarifvertragsparteien hätten zunächst 

beschlossen, die AZV-Tage für neu eingestellte Arbeitnehmer ganz zu streichen. Nach 

dem Widerruf der Gewerkschaft NGG hätten die Tarifvertragsparteien am 28. Oktober 

1996 vereinbart, den neu eingestellten Arbeitnehmern 1997 einen AZV-Tag und 1998 

zwei AZV-Tage zukommen zu lassen. Erst nach dieser verbindlichen Vereinbarung 

habe die Gewerkschaft NGG ihren „Nachbesserungsvorschlag“ gestellt, der vorgese­

hen habe, „ab 1999 zwei AZV-Tage“. Da dieser Satz vom Bundesverband der System­

gastronomie ersatzlos gestrichen worden sei, sei es bei der bisherigen Vereinbarung 

geblieben. Die Entstehungsgeschichte führe daher zu dem Ergebnis, daß die Tarifver­

tragsparteien davon ausgegangen seien, daß ein Anspruch auf AZV-Tage für ab 1. Juli 

1996 neu eingestellte Arbeitnehmer 1999 durch die Regelung des § 10 Buchst, b ent­

fallen werde. Die Streichung der Regelung über Ansprüche auf AZV-Tage für ab 1. Juli 

1996 Eingestellte sei von Anfang an das Ziel des Bundesverbandes der Systemgastro­

nomie gewesen. Dieser habe sich für die Jahre 1997 und 1998 nur auf einen zeitlichen 

Kompromiß eingelassen.
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Nach dem „Ergebnis-Protokoll des Tarifgesprächs am 28. Oktober 1996 ... in 

München“ sollte die Vereinbarung Bündnis für mehr Arbeitsplätze in ihrem § 10 

Buchst, b „folgende Ergänzung“ erfahren:

„Für diesen Personenkreis wird für 1997 ein AZV-Tag und für 
1998 ein weiterer AZV-Tag pro vollem Kalenderjahr gewährt.

Beschäftigte, die nicht ein volles Kalenderjahr beschäftigt sind, 
erhalten diesen AZV-Tag anteilig.

Die Gewährung dieser AZV-Tage kann mit übertariflichen Lei­
stungen einzelvertraglich verrechnet werden.“

Selbst wenn diese Regelung in § 3 Ziff. 3 Buchst, a MTV Einzug gefunden hat, 

führt sie auch unter Berücksichtigung des vorgetragenen Vorschlags der Gewerkschaft 

NGG, § 3 Ziff. 3 Buchst, a um die Wörter „ab 1999 zwei AZV-Tage“ zu ergänzen, die 

dann von der Arbeitgeberseite nicht akzeptiert worden seien, zu keinem anderen Er­

gebnis. Denn wenn die Arbeitgeberseite sich nicht auf diese Ergänzung einläßt, aus 

welchen Gründen auch immer, auf der anderen Seite auch nicht eine Ergänzung des 

Inhalts durchsetzt, ab 1999 Null AZV-Tage, dann hat ein entsprechender Wille der Ta­

rifvertragsparteien, ab 1999 den ab 1. Juli 1996 eingestellten Arbeitnehmern/innen gar 

keine AZV-Tage mehr zu gewähren, im Manteltarifvertrag keinen hinreichenden Nie­

derschlag gefunden. § 3 Ziff. 3 Buchst, a hat vielmehr insoweit als Ausnahmeregelung 

zu § 3 Ziff. 2 MTV zu gelten. Die Beklagte kann lediglich wegen des Tarifvertrages vom 

15. Oktober 1998 über § 3 Ziff. 3 Buchst, b MTV hinaus mit allen Arbeitnehmern/innen 

Jahresarbeitszeiten vereinbaren; an der Regelung des § 3 Ziff. 2 hat sich im übrigen 

nichts geändert.

Die Rüge der Verletzung formellen Rechts geht schon deswegen ins Leere, 

weil das Vorbringen der Beklagten, dieses als richtig unterstellt, zu keinem anderen 

Ergebnis führt; das Ergebnisprotokoll vom 28. Oktober 1996 ist berücksichtigt.

III. Die Kostenentscheidung folgt aus § 97 Abs. 1 ZPO.

Schliemann Wolter Friedrich

Sieger H. Scherweit-Müller
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